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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 14/10180, 14/11039 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Verfassungs-
schutzgesetzes, des Gesetzes zur Ausführung des Geset-
zes zu Art. 10 Grundgesetz, des Bayerischen Sicher-
heitsüberprüfungsgesetzes und des Parlamentarischen 
Kontrollgremium-Gesetzes 

 
§ 1 

Änderung des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes 

 

Das Bayerische Verfassungsschutzgesetz (BayVSG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1997 (GVBl 
S. 70, BayRS 12-1-I), zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 1 
des Gesetzes vom 10. Februar 2000 (GVBl S. 40), wird wie 
folgt geändert: 

1. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Es wird folgende neue Nummer 4 einge-
fügt: 

„4. Bestrebungen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, die gegen den Gedan-
ken der Völkerverständigung (Art. 9 
Abs. 2 Grundgesetz), insbesondere 
gegen das friedliche Zusammenleben 
der Völker (Art. 26 Abs. 1 Grundge-
setz) gerichtet sind,“ 

bbb) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

bb) In Satz 4 werden die Worte „die Parlamentari-
sche Kontrollkommission gemäß Art. 20 Abs. 1 
Satz 1“ durch die Worte „das Parlamentarische 
Kontrollgremium gemäß Art. 3 Abs. 3 Satz 1 
des  Gesetzes  zur  parlamentarischen Kontrolle 

der Staatsregierung hinsichtlich der Maßnah-
men nach Art. 13 Abs. 3 bis 5 des Grundgeset-
zes sowie der Tätigkeit des Landesamts für 
Verfassungsschutz (Parlamentarisches Kon-
trollgremium-Gesetz – PKGG) vom 10. Febru-
ar 2000 (GVBl S. 40)“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte „des Sicher-
heitsüberprüfungsgesetzes“ durch die Worte „des 
Bayerischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes“ er-
setzt. 

2. Art. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Es werden folgende Sätze 2 bis 4 angefügt: 

„2Das Landesamt für Verfassungsschutz darf 
personenbezogene Daten auch für die Vor-
gangsverwaltung nutzen und verarbeiten. 3Ist 
zum Zweck der Datenerhebung die Übermitt-
lung personenbezogener Daten erforderlich, so 
darf ein entsprechendes Ersuchen des Lan-
desamts für Verfassungsschutz nur diejenigen 
personenbezogenen Daten enthalten, die für 
die Erteilung der Auskunft unerlässlich sind. 
4Schutzwürdige Interessen des Betroffenen 
dürfen nur in unvermeidbarem Umfang beein-
trächtigt werden.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort „Nr. 1“ wird durch die Worte „Nrn. 
1 und 2“ ersetzt. 

bb) Die Worte „Sicherheitsüberprüfungsgesetz 
vom 27. Dezember 1996 (GVBl S. 509)“ wer-
den durch die Worte „Bayerischen Sicher-
heitsüberprüfungsgesetz vom 27. Dezember 
1996 (GVBl S. 509, BayRS 12-3-I), zuletzt 
geändert durch § 6 des Gesetzes vom 24. April 
2001 (GVBl S. 140), in der jeweils geltenden 
Fassung“ ersetzt. 

cc) Nach dem Wort „geregelt“ wird folgender 
Halbsatz eingefügt: 

„, soweit sie nicht in besonderen Gesetzen ge-
regelt sind;“ 

3. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 4 bis 7 werden aufgehoben.  

b) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 4. 
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4. Es werden folgende Art. 6a und 6b eingefügt: 

„Art. 6a 
Einsatz besonderer technischer Mittel  

im Schutzbereich des Art. 13 Grundgesetz 

(1) 1Der Einsatz besonderer technischer Mittel zur In-
formationsgewinnung im Schutzbereich des Art. 13 des 
Grundgesetzes ist als nachrichtendienstliches Mittel im 
Sinn des Art. 6 Abs. 1 unter besonderer Berücksichti-
gung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit nach 
Art. 6 Abs. 3 nur zulässig, wenn 
1. die materiellen Voraussetzungen für einen Eingriff 

in das Brief-, Post- oder Fernmeldegeheimnis nach 
§ 1 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Be-
schränkung des Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnisses vom 26. Juni 2001 (BGBl I S. 1254) in 
der jeweils geltenden Fassung vorliegen, oder 

2. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht vor-
liegen, dass jemand Bestrebungen nach Art. 3 
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3 oder 4 durch die Planung 
oder Begehung von Straftaten nach §§ 129, 129a, 
129b, 130 oder 131 des Strafgesetzbuchs (StGB) in 
der jeweils geltenden Fassung verfolgt, oder 

3. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht beste-
hen, dass jemand Bestrebungen oder Tätigkeiten 
nach Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 durch die Planung 
oder Begehung von Straftaten nach § 100 a der 
Strafprozessordnung (StPO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl I S. 
1074, 1319), zuletzt geändert durch Art. 3 des Ge-
setzes vom 22. August 2002 (BGBl I S. 3390), §§ 
261, 263 bis 265, 265b, 266, 267 bis 273, 331 bis 
334 StGB oder §§ 92a, 92b des Ausländergesetzes 
(AuslG) vom 9. Juli 1990 (BGBl I S. 1353), zuletzt 
geändert durch Art. 11 des Gesetzes vom 
09.01.2002 (BGBl I S. 361), in der jeweils gelten-
den Fassung verfolgt 

und die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise 
aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 2Der ver-
deckte Einsatz besonderer technischer Mittel darf sich 
nur gegen den Verdächtigen oder gegen Personen rich-
ten, von denen auf Grund von Tatsachen anzunehmen 
ist, dass sie für den Verdächtigen bestimmte oder von 
ihm herrührende Mitteilungen entgegennehmen oder 
weitergeben, oder dass der Verdächtige sich in ihrer 
Wohnung aufhält. 
(2) 1Der Einsatz besonderer technischer Mittel nach 
Absatz 1 bedarf einer richterlichen Anordnung. 2Bei 
Gefahr im Verzug kann der Präsident des Landesamts 
für Verfassungsschutz oder dessen Vertreter die An-
ordnung treffen; eine richterliche Entscheidung ist un-
verzüglich nachzuholen. 3Die Anordnungen sind auf 
längstens drei Monate zu befristen; Verlängerungen um 
jeweils nicht mehr als drei weitere Monate sind auf An-
trag zulässig, soweit die Voraussetzungen der Anord-
nung fortbestehen. 4Liegen die Voraussetzungen nicht 
mehr vor oder ist der verdeckte Einsatz technischer 

Mittel nicht mehr erforderlich, so ist die Maßnahme 
unverzüglich zu beenden. 
(3) 1Ein Bediensteter des Landesamts für Verfassungs-
schutz mit Befähigung zum Richteramt beaufsichtigt 
den Vollzug der Anordnung. 2Die nach Absatz 1 erho-
benen Daten dürfen nur zur Erforschung und Verfol-
gung von dort genannten Bestrebungen und Tätigkei-
ten, sowie für Datenübermittlungen nach Absatz 4 ver-
wendet werden. 3Das Landesamt für Verfassungsschutz 
prüft unverzüglich und sodann in Abständen von sechs 
Monaten, ob die durch Maßnahmen nach Absatz 1 er-
hobenen personenbezogenen Daten allein oder zusam-
men mit bereits vorliegenden Daten für die Verfolgung 
und Erforschung der dort genannten Bestrebungen oder 
Tätigkeiten erforderlich sind. 4Soweit diese Daten dafür 
nicht erforderlich sind und nicht für eine Übermittlung 
an andere Stellen benötigt werden, sind sie unverzüg-
lich unter Aufsicht eines Bediensteten, der die Befähi-
gung zum Richteramt hat, zu löschen. 5Die Löschung 
ist zu protokollieren. 6Die Löschung unterbleibt, soweit 
die Daten für eine Mitteilung an den Betroffenen nach 
Absatz 5 oder für eine gerichtliche Nachprüfung der 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme nach Absatz 1 von Be-
deutung sein können. 7In diesem Fall sind die Daten zu 
sperren und dürfen nur zu diesen Zwecken verwendet 
werden. 
(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten an an-
dere öffentliche Stellen gemäß Art. 14 Abs. 1 bis 3 ist 
nur zulässig zur Abwehr von erheblichen Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit, insbesondere zum Schutz der 
körperlichen Unversehrtheit von Personen, und zur 
Verfolgung von in Absatz 1 oder in § 138 StGB ge-
nannten Straftaten. 
(5) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz teilt dem 
Betroffenen Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 nach ih-
rer Einstellung, frühestens jedoch dann mit, wenn eine 
Gefährdung des Zwecks der Maßnahme ausgeschlossen 
werden kann. 2Einer Mitteilung bedarf es nicht, wenn 
das nach Absatz 7 zuständige Gericht festgestellt hat, 
dass 
1. die Voraussetzung auch nach fünf Jahren nach Be-

endigung der Maßnahme noch nicht eingetreten ist, 
2. sie mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich-

keit auch in Zukunft nicht eintreten wird und 
3. die Voraussetzungen für eine Löschung sowohl bei 

der erhebenden Stelle als auch beim Empfänger der 
Daten vorliegen. 

(6) 1Der verdeckte Einsatz besonderer technischer Mit-
tel im Schutzbereich des Art. 13 des Grundgesetzes 
ausschließlich zum Schutz der für den Verfassungs-
schutz in diesem Bereich tätigen Personen bedarf der 
Anordnung des Präsidenten des Landesamts für Verfas-
sungsschutz oder eines von ihm bestellten Beauftrag-
ten. 2Eine anderweitige Verwertung der hierbei erlang-
ten Erkenntnisse ist nur zulässig, wenn zuvor die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt 
ist; bei Gefahr im Verzug ist die richterliche Entschei-
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dung unverzüglich nachzuholen. 3Soweit Erkenntnisse 
verwertet werden, gelten für die Datenverarbeitung, die 
Löschung der Daten und die Mitteilung des Betroffe-
nen die Absätze 3 bis 5 entsprechend. 4Im Übrigen sind 
sie unverzüglich zu löschen. 
(7) 1Zuständiges Gericht zur Entscheidung nach den 
Absätzen 2, 5 und 6 ist das Amtsgericht am Sitz des 
Landesamts für Verfassungsschutz. 2Für das Verfahren 
gelten die Vorschriften des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit – 
FGG – (BGBl III 315-1), zuletzt geändert durch Art. 26 
des Gesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl I S. 2850), 
entsprechend. 
(8) 1Die Staatsregierung unterrichtet den Landtag jähr-
lich über die in Absatz 1, und soweit richterlich über-
prüfungsbedürftig, nach Absatz 6 angeordneten Maß-
nahmen. 2Ein vom Landtag ausgewähltes Gremium übt 
auf der Grundlage dieses Berichts die parlamentarische 
Kontrolle aus.  

Art. 6b  
Datenerhebung bei Kreditinstituten, Fluggesell- 
schaften, sowie Post-, Telekommunikations- und  

Teledienstgesellschaften sowie Einsatz des  
IMSI-Catchers 

(1) 1Auskünfte nach § 8 Abs. 5 bis 8 des Gesetzes über 
die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in An-
gelegenheiten des Verfassungsschutzes und des Bun-
desamts für Verfassungsschutz (Bundesverfassungs-
schutzgesetz – BVerfSchG) vom 20. Dezember 1990 
(BGBl I S. 2954), zuletzt geändert durch Art. 9 des Ge-
setzes vom 16. August 2002 (BGBl I S. 3202), in der 
jeweils geltenden Fassung, dürfen nur auf Antrag ein-
geholt werden. 2Der Antrag ist durch den Präsidenten 
des Landesamts für Verfassungsschutz oder seinen 
Vertreter schriftlich zu stellen und zu begründen. 3Über 
den Antrag entscheidet das Staatsministerium des In-
nern. 4Es unterrichtet monatlich die nach Art. 2 des Ge-
setzes zur Ausführung des Gesetzes zu Art. 10 Grund-
gesetz (AGG 10) vom 11. Dezember 1984 (GVBl 
S. 522, BayRS 12-2-I), zuletzt geändert durch Art. 4 
Abs. 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2000 (GVBl S. 
40), gebildete Kommission über die beschiedenen An-
träge vor deren Vollzug. 5Bei Gefahr im Vollzug kann 
das Staatsministerium des Innern den Vollzug der Ent-
scheidung auch bereits vor der Unterrichtung der 
Kommission anordnen. 6Die Kommission prüft von 
Amts wegen oder auf Grund von Beschwerden die Zu-
lässigkeit und Notwendigkeit der Einholung von Aus-
künften. 7§ 15 Abs. 5 des Artikel 10-Gesetzes vom 26. 
Juni 2001 (BGBl I S. 1254), zuletzt geändert durch Art. 
5 Abs. 1 des Gesetzes vom 22. August 2002 (BGBl I S. 
3390), ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, 
dass die Kontrollbefugnis der Kommission sich auf die 
gesamte Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der nach 
§ 8 Abs. 5 bis 8 BVerfSchG erlangten personenbezo-
genen Daten erstreckt. 8Entscheidungen über Auskünf-
te, die die Kommission für unzulässig oder nicht not-
wendig erklärt, hat das Staatsministerium des Innern 
unverzüglich aufzuheben. 9Für die Verarbeitung der 

nach § 8 Abs. 5 bis 8 BVerfSchG erhobenen Daten ist 
§ 4 des Artikel 10-Gesetzes entsprechend anzuwenden. 
10Das Auskunftsersuchen und die übermittelten Daten 
dürfen dem Betroffenen oder Dritten vom Auskunfts-
geber nicht mitgeteilt werden. 11§ 12 Abs. 1 und 3 des 
Artikel 10-Gesetzes finden entsprechende Anwendung. 
(2) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf im Ein-
zelfall zur Erfüllung seiner Aufgabe nach Art. 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr.1, sofern die dort genannten Bestrebungen 
durch Anwendung von Gewalt oder darauf ausgerichte-
te Vorbereitungshandlungen verfolgt werden, sowie zur 
Erfüllung seiner Aufgabe nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 5 
Auskünfte entsprechend § 8 Abs. 5 bis 8 BVerfSchG 
einholen. 2Absatz 1 gilt entsprechend. 
(3) 1Das Staatsministerium des Innern unterrichtet im 
Abstand von höchstens sechs Monaten das Parlamenta-
rische Kontrollgremium nach dem Parlamentarischen-
Kontrollgremium-Gesetz über die Durchführung der 
Absätze 1 und 2; dabei ist insbesondere ein Überblick 
über Anlass, Umfang, Dauer, Ergebnis und Kosten der 
im Berichtszeitraum durchgeführten Maßnahmen nach 
den Absätzen 1 und 2 zu geben. 2Das Gremium erstattet 
dem Bayerischen Landtag jährlich einen Bericht über 
die Durchführung sowie Art, Umfang und Anord-
nungsgründe der Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 
2; dabei sind die Grundsätze des Art. 2 Abs. 1 PKGG 
zu beachten. 
(4) 1Das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz 
darf im Einzelfall zur Erfüllung seiner Aufgaben nach 
Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, sofern die dort genannten 
Bestrebungen durch Anwendung von Gewalt oder dar-
auf ausgerichtete Vorbereitungshandlungen verfolgt 
werden, sowie zur Erfüllung seiner Aufgaben nach Art. 
3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 5 unter den Voraussetzungen 
des § 3 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes auch technische 
Mittel zur Ermittlung des Standortes eines aktiv ge-
schalteten Mobilfunkendgerätes und zur Ermittlung der 
Geräte- und Kartennummern einsetzen. 2Die Maßnah-
me ist nur zulässig, wenn ohne die Ermittlung die Er-
reichung des Zwecks der Überwachungsmaßnahme 
aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 3Perso-
nenbezogene Daten eines Dritten dürfen anlässlich sol-
cher Maßnahmen nur erhoben werden, wenn dies aus 
technischen Gründen zur Erreichung des Zwecks nach 
Satz 1 unvermeidbar ist. 4Über den Datenabgleich zur 
Ermittlung der gesuchten Geräte- und Kartennummer 
hinaus dürfen sie nur zur Verhütung und Verfolgung 
von Straftaten im Sinne des § 138 StGB verwendet 
werden. 5Nach Beendigung der Maßnahme sind sie un-
verzüglich zu löschen. 6Absätze 1 und 3 gelten entspre-
chend. 
(5) 1Das Staatsministerium des Innern erstattet dem 
Parlamentarischen Kontrollgremium des Bundes jähr-
lich einen Bericht nach § 8 Abs. 11 BVerfSchG über 
die Durchführung des Absatzes 1; dabei ist insbesonde-
re ein Überblick über Anlass, Umfang, Dauer, Ergebnis 
und Kosten der im Berichtszeitraum durchgeführten 
Maßnahmen nach Absatz 1 zu geben.“ 
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5. Dem Art. 7 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Das Recht der Nutzung und Verarbeitung personen-
bezogener Daten nach Art. 4 Abs. 1 Satz 2 zur Vor-
gangsverwaltung bleibt unberührt.“ 

6. Art. 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: „das Landesamt für Verfassungsschutz hat die 
Übermittlung aktenkundig zu machen.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: „das Landesamt für Verfassungsschutz hat die 
Übermittlung aktenkundig zu machen.“ 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: „das Landesamt für Verfassungsschutz hat die 
Übermittlung aktenkundig zu machen.“ 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Personenbezogene Daten dürfen außer in den 
Fällen des Art. 4 Abs. 1 Satz 2 an andere Emp-
fänger als öffentliche Stellen nur übermittelt 
werden, wenn dies zum Schutz vor den in 
Art. 3 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Bestrebun-
gen, Gefahren und Tätigkeiten erforderlich 
ist.“ 

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Die Übermittlung nach Satz 1 bedarf der 
vorherigen Zustimmung des Staatsministeri-
ums des Innern; die Zustimmung kann auch für 
eine Mehrzahl von gleichartigen Fällen vorweg 
erteilt werden.“ 

cc) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 3 
bis 5. 

7. In Art. 18 werden nach dem Zitat „(GVBl S. 40, 
BayRS 12-4-I) die Worte „in der jeweils geltenden Fas-
sung“ angefügt. 

8. In Art. 22 werden nach den Worten „Art. 106 Abs. 3 
der Verfassung“ die Worte „und das Grundrecht des 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses nach Art. 10 
des Grundgesetzes und Art. 112 der Verfassung“ einge-
fügt. 

 
§ 2 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Gesetzes zu Art. 10 Grundgesetz 

 
Das Gesetz zur Ausführung des Gesetzes zu Art. 10 Grund-
gesetz (AGG 10) vom 11. Dezember 1984 (GVBl S. 522, 
BayRS 12-2-I), zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 10. Februar 2000 (GVBl S. 40), wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fassung: 
„Gesetz über die Aufgaben der G-10-Kommission im 
Bayerischen Landtag und zur Ausführung des Art. 10-
Gesetzes - G 10 (Ausführungsgesetz Art. 10-Gesetz - 
AGG 10)“ 

2. In Art. 1 werden die Worte „§ 5 Abs. 1 des Gesetzes zu 
Artikel 10 Grundgesetz (G 10) vom 13. August 1968 
(BGBl I S. 949), geändert durch Gesetz vom 13. Sep-
tember 1978 (BGBl I S. 1546)“ durch die Worte „§ 10 
Abs. 1 des Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, Post- 
und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10-Gesetz - G 10) 
vom 26. Juni 2001 (BGBl I S. 1254), zuletzt geändert 
durch Art. 5 Abs. 1 des Gesetzes vom 22. August 2002 
(BGBl S. 3390), in der jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt. 

3. Art. 2 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 3 werden nach den Worten „auf 

Grund von Beschwerden“ die Worte „und Anfra-
gen von Bürgern“ eingefügt. 

b) Es werden folgende neue Absätze 2 und 3 einge-
fügt: 
„(2) Die Kontrollbefugnis der Kommission er-
streckt sich dabei auch auf die Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung der nach dem G 10 erhobenen 
oder übermittelten personenbezogenen Daten. 
(3) Das Staatsministerium des Innern unterrichtet 
die Kommission über einen beabsichtigten Kenn-
zeichnungsverzicht bei Datenübermittlungen nach 
§ 4 Abs. 3 G 10 und holt ihre Zustimmung recht-
zeitig vor, oder bei Gefahr im Verzug, unverzüg-
lich nach der Übermittlung der Daten ein.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und wie folgt 
geändert: 
aa) In Satz 1 werden die Worte „von ihm gemäß 

§ 5 Abs. 5 G 10“ durch die Worte „vom Lan-
desamt für Verfassungsschutz gemäß § 12 
G 10“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird im ersten Halbsatz nach dem 
Wort „unterrichten“ ein Punkt gesetzt und der 
zweite Halbsatz gestrichen. 

d) Es wird folgender Absatz 5 eingefügt: 
„(5) 1Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann die 
Kommission  
─ Auskünfte, 
─ Einsicht in die gespeicherten Daten, in die Da-

tenverarbeitungsprogramme und alle Unterla-
gen über die Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung personenbezogener Daten, die im Zu-
sammenhang mit der Beschränkungsmaßnah-
me stehen und 

─ Zutritt zu allen Diensträumen von den Stellen, 
die Daten nach dem G 10 erheben (§ 1 Abs. 1, 
§ 3 G 10) und empfangen (§ 4 Abs. 4, § 7 Abs. 
2, 4 § 8 Abs. 6 G 10) 
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verlangen. 2Empfänger von Daten gemäß § 7 
Abs. 2 und 4, § 8 Abs. 6 G 10 oder von Daten des 
Bundesamts für Verfassungsschutz, der Landesbe-
hörden für Verfassungsschutz der anderen Länder 
und des MAD (§ 4 Abs. 4 Artikel 10-Gesetz -  
G 10) haben der Kommission unverzüglich über 
den Empfang solcher Daten schriftlich Mitteilung 
zu machen. 3Ausgenommen von der Mitteilungs-
pflicht ist das Landesamt für Verfassungsschutz, 
das stattdessen ein Verzeichnis über die in Satz 2 
genannten Datenübermittlungen zur Einsicht für 
die Kommission bereithält.“ 

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6 und wie folgt 
geändert: 

In Satz 6 werden die Worte „der Parlamentarischen 
Kontrollkommission für die Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes“ durch die Worte „des Parla-
mentarischen Kontrollgremiums“ ersetzt. 

f) Es wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) 1Die Beratungen der Kommission sind ge-
heim. 2Die Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder sind zur Geheimhaltung der Angelegenhei-
ten verpflichtet, die ihnen bei ihrer Tätigkeit in der 
Kommission bekannt geworden sind. 3Dies gilt 
auch für die Zeit nach ihrem Ausscheiden aus der 
Kommission.“ 

4. Es wird folgender neuer Art. 4 eingefügt: 

„Art. 4 

Bei Wahrnehmung der in § 8 Abs. 5 bis 8 des Gesetzes 
über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 
in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und des 
Bundesamts für Verfassungsschutz (Bundesverfas-
sungsschutzgesetz – BVerfSchG) vom 20. Dezember 
1990 (BGBl I S. 2954), zuletzt geändert durch Art. 9 
des Gesetzes vom 16. August 2002 (BGBl I S. 3202), 
in Verbindung mit Art. 6b Abs. 1 Bayerisches Verfas-
sungsschutzgesetz (BayVSG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. April 1997 (GVBl S. 70, 
BayRS 12-1-I), zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 10. Februar 2000 (GVBl S. 40), sowie 
der in Art. 6b Abs. 2 und Abs. 4 BayVSG geregelten 
Befugnisse durch das Landesamt für Verfassungsschutz 
hat die Kommission die dort bezeichneten Aufgaben 
bzw. Mitwirkungsrechte.“ 

5. Der bisherige Art. 4 wird Art. 5. 
 

§ 3 

Änderung des Bayerischen  
Sicherheitsüberprüfungsgesetzes 

 
Das Gesetz über die Voraussetzungen und das Verfahren 
von Sicherheitsüberprüfungen des Freistaats Bayern – Bay-
erisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz – (BaySÜG) vom 
27. Dezember 1996 (GVBl S. 509, BayRS 12-3-I), zuletzt 

geändert durch § 6 des Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl 
S. 140), wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis werden in Art. 1 die Worte 
„Zweck des Geheimschutzes“ durch die Worte „Zweck 
des Gesetzes“ ersetzt. 

2. Art. 1 erhält folgende Fassung: 
„Art. 1 

Zweck des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz regelt die Voraussetzungen und das 
Verfahren zur Überprüfung einer Person, die von der 
zuständigen Stelle mit einer sicherheitsempfindlichen 
Tätigkeit betraut werden soll (Sicherheitsüberprüfung). 

(2) Zweck der Sicherheitsüberprüfung ist es,  

1. im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftige 
Angelegenheiten dadurch zu schützen, dass der 
Zugang von Personen verhindert wird, bei denen 
ein Sicherheitsrisiko nicht ausgeschlossen werden 
kann (personeller Geheimschutz), 

2. die Beschäftigung von Personen an sicherheitsemp-
findlichen Stellen von lebens- oder verteidigungs-
wichtigen Einrichtungen zu verhindern, bei denen 
ein Sicherheitsrisiko nicht ausgeschlossen werden 
kann (vorbeugender personeller Sabotageschutz).“ 

3. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
b) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden Absätze 1 

bis 4. 

4. Art. 3 wird wie folgt geändert: 
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 
b) In Nummer 3 werden die Worte „Art. 2 Abs. 2“ 

durch die Worte „Art. 2 Abs. 1“ ersetzt. 
c) Es wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. an einer sicherheitsempfindlichen Stelle einer 
lebens- oder verteidigungswichtigen Einrich-
tung beschäftigt ist oder werden soll.“ 

d) Es werden folgende Absätze 2 bis 5 angefügt: 

„(2) Lebenswichtig sind solche Einrichtungen, 
1. deren Ausfall auf Grund ihrer kurzfristig nicht 

ersetzbaren Produktion oder Dienstleistung in 
besonderem Maß die Gesundheit oder das Leben 
großer Teile der Bevölkerung gefährden kann 
oder 

2. deren Zerstörung auf Grund der ihnen anhaften-
den betrieblichen Eigengefahr in besonderem 
Maß die Gesundheit oder das Leben großer Tei-
le der Bevölkerung gefährden kann oder 

3. die für das Funktionieren des Gemeinwesens 
unverzichtbar sind und deren Beeinträchtigung 
erhebliche Unruhe in großen Teilen der Bevöl-
kerung und somit Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung entstehen lassen würde. 
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(3) Verteidigungswichtig sind Einrichtungen, die 
der Herstellung oder Erhaltung der Verteidigungs-
bereitschaft und Verteidigungsfähigkeit dienen und 
deren Ausfall oder schwere Beschädigung auf 
Grund ihrer fehlenden kurzfristigen Ersetzbarkeit 
gefährliche oder ernsthafte Beeinträchtigungen der 
Funktionsfähigkeit, insbesondere Ausrüstung, Füh-
rung und Unterstützung der Bundeswehr und ver-
bündeter Streitkräfte sowie für die zivile Verteidi-
gung verursacht. 

(4) Sicherheitsempfindliche Stelle ist die kleinste 
selbständig handelnde Organisationseinheit inner-
halb einer lebens- oder verteidigungswichtigen 
Einrichtung, die vor unberechtigtem Zugang ge-
schützt ist und von der im Fall der Beeinträchti-
gung eine erhebliche Gefahr für die in den Absät-
zen 2 und 3 genannten Schutzgüter ausgeht. 

(5) 1Die lebens- oder verteidigungswichtigen Ein-
richtungen des Freistaates Bayern und die lebens- 
oder verteidigungswichtigen nicht-öffentlichen 
Einrichtungen, für die das Sicherheitsinteresse die 
Grenzen des Freistaates Bayern nicht überschreitet, 
werden durch Rechtsverordnung der Staatsregie-
rung bestimmt. 2In der Rechtsverordnung kann 
festgelegt werden, dass bei bestimmten lebens-  
oder verteidigungswichtigen Einrichtungen die an 
den sicherheitsempfindlichen Stellen Beschäftigten 
erst dann einer Sicherheitsüberprüfung zu unterzie-
hen sind, wenn auf Grund der allgemeinen Sicher-
heitslage eine Gefahr für Anschläge auf diese Ein-
richtungen besteht. 3Wann dies der Fall ist, stellt 
die Staatsregierung in einer Bekanntmachung fest; 
Art. 51 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes über das Lan-
desstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem 
Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung –  
Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG – 
(BayRS 2011-2-I), zuletzt geändert durch § 9 des 
Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl S. 140), gilt 
entsprechend. 4Die sicherheitsempfindlichen Stel-
len lebens- und verteidigungswichtiger Einrichtun-
gen bestimmt die jeweilige oberste Staatsbehörde 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des 
Innern.“ 

5. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „Art. 2 Abs. 2“ 
durch die Worte „Art. 2 Abs. 1“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden nach den Worten „nach Art. 3 
Abs. 2 Nr. 1“ die Worte „und Nr. 2“ eingefügt. 

6. Dem Art. 6 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Der Geheimschutzbeauftragte nimmt auch die 
Aufgaben des Sabotageschutzes im Sinn des Art. 1 
Abs. 2 Nr. 2 wahr.“ 

7. Art. 10 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Tätigkeiten in Bereichen nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 
oder Nr. 4 wahrnehmen sollen oder“ 

8. In Art. 29 werden nach den Worten „bei einer nicht-
öffentlichen Stelle“ die Worte „nach Art. 3 Nr. 1 bis 3“ 
und nach dem Wort „ermächtigt“ die Worte „oder mit 
einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit nach Art. 3 
Abs. 1 Nr. 4 bei einer nicht-öffentlichen Stelle betraut“ 
eingefügt. 

9. Art. 30 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 1Zuständige Stelle im Sinn des Art. 29 ist die je-
weilige oberste Staatsbehörde. 2Die Staatsregierung 
kann die Aufgaben der nach Satz 1 zuständigen Stelle 
durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete Stellen  
übertragen.“ 

 

§ 4 

Änderung des Parlamentarischen  
Kontrollgremium-Gesetzes 

 
Das Gesetz zur parlamentarischen Kontrolle der Staatsre-
gierung hinsichtlich der Maßnahmen nach Art. 13 Abs. 3 
bis 5 des Grundgesetzes sowie der Tätigkeit des Lan-
desamts für Verfassungsschutz (Parlamentarisches Kon-
trollgremium-Gesetz – PKGG) vom 10. Februar 2000 
(GVBl S. 40, BayRS 12-4-I) wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 1 Abs. 1 Satz 1 wird „Art. 6 Abs. 7 des Bayeri-
schen Verfassungsschutzgesetzes (BayVSG)“ durch 
„Art. 6a Abs. 8 des Bayerischen Verfassungsschutzge-
setzes (BayVSG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. April 1997 (GVBl S. 70, BayRS 12-1-I), zu-
letzt geändert durch Art. 4 Abs. 1 des Gesetzes vom 10. 
Februar 2000 (GVBl S. 40),“ ersetzt. 

2. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird „Art. 6 Abs. 7“ durch „Art. 
6a Abs. 8“ ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Das Staatsministerium des Innern erstattet dem 
Parlamentarischen Kontrollgremium ferner Bericht 
nach Maßgabe des Art. 3 des Gesetzes über die 
Aufgaben der G 10-Kommission im Bayerischen 
Landtag und zur Ausführung des Art. 10-Gesetzes 
- G 10 und nach Maßgabe des Art. 6b Abs. 3 und 4 
BayVSG.“ 

§ 5 

In-Kraft-Treten 
 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2003 in Kraft. 



Drucksache  14/11172 Bayerischer Landtag 14. Wahlperiode Seite 7 

Der Präsident: 

Böhm 


